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Anfrage ELG , öffentliche Sozialhilfe und Kosten Strafvollzug 27. April 2009
1. Grundsätzliches:

Gemäss Art. 21 Abs. 5 des Bundesgesetzes über den Allgemeinen Teil des Sozialversicherungsrechts (ATSG) können Geldleistungen im Straf- oder Massnahmevollzug ganz oder teilweise eingestellt werden. Ausgenommen sind die Geldleistungen für Angehörige.

Ist jedoch die Straftat auf eine Krankheit zurückzuführen dann wird keine Einstellung erfolgen (vgl. dazu Kreisschreiben zur Invalidität 5. Kapitel Randziffer 6001 ff, im Besonderen Randziffer 6004). Wird die Rente von der IV nicht sistiert, dann sind die anderen Versicherungsträger, wie die EL, an diesen Entscheid gebunden.
Leistungen der Ergänzungsleistung:

a) Jährliche Ergänzungsleistung (Geldleistung)
b) Vergütung von Krankheits- und Behinderungskosten Art. 14 ELG (Sachleistungen)
Berechnung Art. 9 ELG:

Sind die anerkannten Ausgaben (Art. 10 ELG) höher als die anrechenbaren  Einnahmen (Art. 11 ELG ), dann wird das Defizit in Form eine Monatsrente ausbezahlt.
Die Liste der anerkannten Ausgaben und der anrechenbaren Einnahmen sind absolut, d.h. was nicht auf den Listen aufgeführt ist, wird in der Berechnung nicht berücksichtigt.

Nicht angerechnet werden Leistungen der öffentlichen Sozialhilfe gemäss  Art. 11 Abs. 3 Bst. b ELG. (vgl. dazu auch die WEL, Wegleitung zur EL Stand 2009):
WEL Kapitel 4.2 Unterstützungsleistungen der öffentlichen Sozialhilfe 
(Art. 11 Abs. 3 Bst. b ELG) 

Randziffer 2133 

Als Unterstützungsleistungen der öffentlichen Sozialhilfe gelten einmalige oder periodische Unterstützungsleistungen aller Art, welche Behörden der öffentlichen Sozialhilfe (Fürsorge) ausrichten. Als solche Leistungen sind zudem auch die vom Gemeinwesen erbrachten Naturalleistungen (Verpflegung und Unterkunft) an strafrechtlich Verwahrte zu betrachten, wenn bei der Verwahrung der Fürsorgezweck überwog (ZAK 1974 S. 603).
Verhältnis der der Leistungen mit ausgesprochenem Fürsorgecharakter zur EL

Die öffentlichen und privaten Leistungen mit ausgesprochenem Fürsorgecharakter sind im Verhältnis zu den Ergänzungsleistungen subsidiär (BGE 116 V E. 1c). Das heisst die EL ist der öffentlichen Sozialhilfe vorgelagert und wenn die öffentliche Sozialhilfe vorleistet ist die EL rückerstattungspflichtig.
2. Zur Anfrage

Die Kosten für den Strafvollzug werden aufgrund der kantonalen Gesetzgebung (Art. 189 des Gesetzes über die Strafrechtspflege des Kantons Graubünden) der Gemeinde belastet. Die Wohnsitzgemeinde bezahlt die Kosten über die öffentliche Sozialhilfe und übernimmt somit eine Vorleistungspflicht stellvertretend für die EL.
Aufgrund von Art. 11 Abs. 3 Bst.b ELG muss deshalb die EL die Vorleistungen der öffentlichen Sozialhilfe zurückerstatten, sofern diese als anrechenbare Ausgaben im Sinne von Art. 10 ELG gelten (die öffentlichen und privaten Leistungen mit ausgesprochenem Fürsrgecharakter sind im Verhältnis zu den Ergänzungsleistungen subsidiär).

Zu beachten ist zudem, dass die EL die Krankheit- und Behindertenkosten gemäss Art. 14 ELG zurückvergüten muss, wenn diese ebenfalls von der öffentlichen Sozialhilfe vorgeleistet werden. 

Die Verfügung der EL ist somit mit einer Einsprache gemäss Art. 52 ATSG anzufechten. Die Verfügung ist am 31. März 2009 erlassen worden (Eingang 2.4.2009) und deshalb muss für die Eingabe der Einsprache der  Fristenstillstand gemäss Art. 38 ATSG beachtet werden (Art. 38 Abs.  4 a Fristenstillstand vom siebten Tag vor Ostern bis und mit dem siebten Tag nach Ostern).
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